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Maya-Frauen: Über Multikulti und Feminismus
Der Zugang zum Feminismus erfolgt für viele guatemaltekische Frauen in erster Linie über ihren persönlichen Aktivis-

mus. Die von westlichen Feministinnen debattierten theoretischen Ansätze  eines "Gleichheits-" bzw. "Differenzfeminis-
mus" oder eines "Postfeminismus" sind ihnen eher fremd. Diese Feminismen entstanden in geographisch fernen Kontexten,
die aber durchaus Ähnlichkeiten mit dem lateinamerikanischen haben: Sklaventum, Feudalismus, Kapitalismus vermischt
mit patriarchalen Strukturen haben die Geschichte der Menschheit geprägt und prägen auch heute noch die guatemalteki-
schen Herrschafts- und Geschlechterverhältnisse. Wenn es für die Mayas schwierig ist, die Achtung der Kultur in einer
Lebenssituation zu erlangen, die durch Unterordnung und Ungleichheit gekennzeichnet ist, dann ist es für die Maya-
Frauen noch schwieriger. Sie beziehen sich in ihren Forderungen und Ansätzen auf die verschiedensten feministischen
Ansätze und geraten damit nicht nur in Konflikte untereinander, sondern auch mit ihren potentiellen politischen Verbünde-
ten.

Aura Cumes von der Sozialwissenschaftsfakultät von Lateinamerika - FLACSO - geht in ihrem Artikel der Frage nach,
wie sich das von den Mayas eingeforderte Recht auf Unterschiedlichkeit und auf kulturelle Freiheit auf die Geschlechterbe-
ziehungen auswirkt. Wir veröffentlichen eine stark gekürzte Version.

Gleichheit versus Differenz
Aus der Sicht eines Feminismus, der in erster Linie auf

die Gleichheit der Geschlechter abstellt, wird die Betonung
der Unterschiedlichkeit bzw. der Differenz mit Skepsis betrach-
tet. Historisch gesehen rechtfertigen die Kämpfe um Unter-
schiedlichkeit bei Geschlechtern und Ethnien nicht die Un-
gleichbehandlung des sozialen, kulturellen oder politischen
Status, ebensowenig wie unterschiedlicher Glaube, unter-
schiedliche Werte oder Lebensformen eine diskriminierende
Behandlung erlauben sollten.

Die Differenz ist nicht immer ein Indikator für Hierarchie
oder Unterdrückung. Das Resultat ist wichtig: wenn sich aus
der Differenz Ungleichheit oder Ausbeutung ergibt oder diese
rechtfertigt, ist dies nicht wünschenswert. Wenn sich aus der
Differenz demokratische Formen ergeben, ist dies erstrebens-
wert und bedeutet die Anerkennung von Vielfalt. Wenn die
Differenz als Beherrschungsmodell angewendet wird, ist dies
zu kritisieren, wenn hingegen die Differenz und Vielfalt zur
Betonung der Koexistenz unterschiedlicher Lebensformen
genutzt wird, ist dies ein positives Charakteristikum.

Es gibt intensive Debatten zwischen Vertreterinnen des
Gleichheitsfeminismus und jenen des Differenzfeminismus. In
Situationen wie der guatemaltekischen kommt man nicht um-
hin, von der Achtung der Differenz zu sprechen; diese darf
nicht ausgeblendet werden. Gesellschaftlichen Gruppen, die
untergeordnet leben, darf das Recht nicht verwehrt werden,
ihre Verschiedenheit (z.B. als Maya-Frauen) zu artikulieren und
als Basis für ihre politische Identität zu nutzen.

Multikulturalismus und Feminismus
In welchem Verhältnis stehen Multikulturalismus und

Feminismus mit Blick auf die Maya-Frauen? Der Begriff Multi-
kulturalismus wird von unterschiedlichen Seiten benutzt und
wird in erster Linie in politischen Programmen verwendet. Er

hört sich emanzipatorisch an, aber der Begriff wird auch im
Kontext von Herrschaft und Kolonialismus benutzt, was
es nicht einfacher macht, ihn einzuordnen und mit ihm zu
arbeiten.

Für Frauen besteht das Problem nicht in erster Linie
darin, dass sie vom einflussreichsten Teil der Gesellschaft
nicht wahrgenommen werden, sondern, dass sie in ihrer
Identität der Ausbeutung und Unterdrückung ausgesetzt
sind.

Unter kolonialistischen Vorzeichen sieht es ähnlich
aus: Die Existenz unterschiedlicher Identitäten und Kultu-
ren innerhalb der indigenen Bevölkerung diente dazu, ver-
schiedene Herrschaftsformen zu rechtfertigen. Die indige-
ne Bevölkerung war den Eroberern unterstellt, von denen
die Unterschiede und der "Multikulturalismus" zweckge-
richtet genutzt wurden.

In Gesellschaften, die auf eine lange Geschichte von
Kolonialismus und Beherrschung zurückblicken, ist es
überhaupt nicht einfach, Kultur und Identität als Mecha-
nismen der Emanzipation anzusehen. Denn das Leben hat
sich als Verwebung sozialer Beziehungen ergeben, in de-
nen immer Beherrschung und Widerstand dynamisch an-
wesend sind. Deshalb sollten wir vorsichtig sein, wenn
wir sagen "alles Indigene ist Resultat des Kolonialismus",
weil damit der Einfluss des indigenen Widerstands und
des Kampfes negiert würde.

In der Frauen-Debatte taucht gelegentlich aus femi-
nistischer Sicht die Haltung auf, dass die Anerkennung
kultureller Rechte ein Rückschritt für die Frauenrechte dar-
stelle. Das führt zu der provokanten Frage: Ist Multikultur-
alismus schlecht für die Frauen? Manche behaupten, dass
es vielen Frauen der minoritären Ethnien besser bekäme,
wenn die Kulturen, in denen sie geboren wurden, "ausge-
löscht" würden und sie die Möglichkeit hätten, sich der
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weniger sexistischen nationalen Gesell-
schaft oder Kultur zuzuwenden. Diese
ethnozentristische Position wird von
seinen Kritikerinnen "diskursiver ideo-
logischer Kolonialismus" genannt und
verglichen mit jenen männlichen Posi-
tionen, die das Patriarchat verteidigen.

In gewisser Weise können solche
Positionen aus Haltungen entstehen, in
denen jede Infragestellung der indige-
nen Kultur kategorisch zurückgewiesen
wird. Hierbei wird auf die Homogenität
der kulturellen Werte und die "Reinheit"
der Bräuche abgestellt, so als wären sie
machtfrei. Diese Herangehensweise ver-
deckt die asymmetrischen Machtverhält-
nisse zwischen Mann und Frau, die Ver-
letzung von Frauenrechten und die
Möglichkeit, soziale Beziehungen zu hu-
manisieren. Es verunmöglicht auch, die
tiefen Spuren des Kolonialismus und der
patriarchalen Strukturen sowie das
Machtgefüge in der indigenen Gesell-
schaft zu enthüllen.

Multikulturalismus und Gender
In jedem Fall ist klar, dass die aktu-

ellen Diskussionen in Guatemala seitens
der Frauenbewegung und der Maya-
Bewegung stark vom Multikulturalismus
beeinflusst sind. Auf der einen Seite gibt
es ideologische Auffassungen und Dis-
kurse, die aber auf der anderen Seite von
den sozialen Akteurinnen in Frage ge-
stellt werden: Die Frauen und Mayas
möchten sich von sozialen Praktiken und
komplexen Erfahrungen lösen, welche
ihnen ausgerechnet ihr unterschiedli-
ches Dasein gebracht hat. Es lassen sich
hier verschiedene Auffassungen auffüh-
ren.

Eine der Auffassungen wird von
Frauen wie Virginia Ajxup vertreten, die
von einer positiven, (nicht-kolonialen)
Sicht der Vergangenheit der indigenen
Bevölkerung inspiriert ist und auf der
Maya-Kosmovision beruht. Sie stellt
Reflektionen darüber an, wie Frauen "ge-
dacht und behandelt" werden, die sich
in ihrer Lebensform und Denkensart von
der abendländischen Rationalität distan-
zieren. Aus ihrer Perspektive gibt es
durchaus ein kolonialistisches Erbe,
welches das Leben der indigenen Frau-
en bis heute prägt, aber es gibt - und
das wertet sie durchaus positiv - auch
die Anerkennung von Gegenseitigkeit,
Ergänzung und Dualität zwischen Mann
und Frau, welche noch in vielen indige-
nen Gemeinschaften vor allem in ländli-
chen Gegenden praktiziert wird.

Eine andere Auffassung wird von
Frauen wie Irma Alicia Velásquez vertre-
ten. Zwar definieren sich diese Frauen
nicht notwendigerweise als Feministin-
nen, sind aber deren Positionen nicht
fern. Sie interessieren sich nicht sehr für
die idealisierte Analyse der Maya-Kos-

movision, sondern hinterfragen die ak-
tuelle Situation der Maya-Frauen. Auf
diesen Grundlagen erarbeiten sie Vor-
schläge für neue soziale Beziehungen
und definieren auf ihre Weise die Kom-
plementarität, die Gegenseitigkeit und
die Kultur.

Schliesslich gibt es eine dritte Grup-
pe indigenen Frauen, deren Weg sich
nicht um Maya-Organisationen und eine
mayanistische Ideologie (Maya-Ideolo-
gie) bildet, sondern die aus Frauen- und
feministischen Organisationen hervor-
gegangen sind. Diese Frauen bezeich-
nen sich mehr oder weniger als Femini-
stinnen und haben den entsprechenden
Diskurs und die Lebensweise in ihren
Wortschatz und ihr tägliches Leben in-
tegriert. Von dieser Position ausgehend
haben sie sich nichtsdestotrotz der ma-
yanistischen Anschauung angenähert
und entdecken und definieren ihre oft
und lange Zeit geleugnete ethnische
Identität neu. Vertreterin dieser Strö-
mung ist z.B. die Frauen-Gruppe Kaqlá.
Interessant in dieser dritten Gruppe ist
auch die Haltung, vorsichtig hinsicht-
lich der Meinungen von Maya-Intellek-
tuellen zu sein, da von dieser Seite häu-
fig ein relativ geschlossenes Weltbild
entworfen wird, welches nicht so nah
an der Lebenswirklichkeit indigener
Frauen steht.

Gegenwärtig streben die Maya-
Frauen weiter sowohl die soziale wie
auch die Geschlechtergerechtigkeit an.
Angesichts der verschiedenen Ansätze
bleibt es jedoch schwierig, die Zusam-
menarbeit zu organisieren. Wenn die
Ungleichheit zwischen den Geschlech-
tern mit der ethnischen Frage gekreuzt
ist, werden Konflikte zwischen den ver-
schiedenen Gruppen erzeugt. Noch gibt
es einerseits Frauengruppen, die das
Ethnische nicht mitdiskutieren wollen,
und andererseits ethnische Gruppen, die
die Frauenfrage ausklammern möchten.

Postkolonialer Feminismus
Postkoloniale Gesellschaften grün-

den nicht bloss auf der Ungleichheit
zwischen Indigenen und Nicht-Indige-
nen, sondern auch auf einer ungleichen
Behandlung von Männern und Frauen.
Unterdrückungsmechanismen wie Ras-
sismus, Klassendenken oder das Patri-
archat wirken sich unterschiedlich auf
Männer und Frauen aus. Soziale Bewe-
gungen, welche die Anerkennung von
Differenz und politischer Identität for-
dern, machen oft den Fehler, sich nur
auf ein Differenz-Thema zu konzentrie-
ren: Geschlechterdifferenz ODER Klas-
senunterschied ODER Ethnische Ver-
schiedenheit. Dass sich diese Unter-
drückungsmechanismen überkreuzen
und ergänzen, wird in der Analyse oft
ausgeklammert und führt zu einer Art

Konkurrenz zwischen den Unterdrück-
ten, was eine gemeinsame Bekämpfung
des unterdrückenden Systems verhin-
dert und dieses in gewisser Weise gar
legitimiert.

In der Realität der indigenen Frau-
en Guatemalas führt dies dazu, dass sie
sich für eine eindimensionale politische
Identität entscheiden müssen und ihre
spezifischen Forderungen als Frau, In-
dígena und sozial Benachteiligte nicht
berücksichtigt werden.

Die hergebrachte Vorstellung von
Nation hat die Frauen und die indige-
nen Bevölkerung nicht beachtet, son-
dern sie zu Objekten der Folklore und
des Marktes gemacht. Der Mayanismus
hingegen strebt die Bildung einer "na-
tionalen Einheit" an, die auf verschiede-
nen Politikfeldern die ererbte Hegemo-
nie des Staates eingrenzen soll. Dieser
hergebrachte Staat hat sich aus der Ge-
schlechterperspektive als nicht sehr
vorteilhaft erwiesen. Aber das patriar-
chale und machistische System einzig
als Ergebnis der Kolonialisierung zu se-
hen, wie dies viele Mayas tun, greift
definitiv zu kurz. Ebenso müsste die
Unterdrückung von Geschlecht, Ethnie
und Klasse, die Frauen UND Männer auf
unterschiedliche Weise betrifft, einer
genauen und integralen Analyse unter-
zogen werden. Von daher stellt sich die
Frage, ob ein Staat nach Maya-Vorstel-
lungen nicht Fehler des aktuell beste-
henden Staates reproduziert.

Für die Frauen ergibt sich ein Fall-
strick, wenn das Bekämpfen einer Un-
terdrückungsform zur Stärkung einer an-
deren führt.
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Guatemala, 28. Februar. Jorge Ló-
pez Sologaistoa, Geschäftsführer der
LGBT (Lesbian, Gay, Bisexual, Transse-
xual)-Organisation OASIS (Organización
de Apoyo a una Sexualidad Integral fren-
te al SIDA), weilte vergangenen Okto-
ber auf Einladung von Peace Brigades
International (PBI) für eine Vortrags-
tournee in Deutschland und der Schweiz
(siehe ¡Fijáte! 422). Zurück in Guatemala
sah er sich mit einem gegen ihn erlasse-
nen Haftbefehl wegen versuchten Mor-
des an der transsexuellen Sexarbeiterin
Laila (Axel Leonel Donis González) kon-
frontiert. Jorge López interpretiert den
Vorfall als Teil einer Strategie der Krimi-
nalisierung von Menschenrechtsvertre-
terInnen, die zum Ziel hat, deren Arbeit
zu behindern und ihnen jegliche Legiti-
mation abzusprechen.

Am 23. Januar 2009 fand die Anhö-
rung vor dem Richter der 1. Instanz statt.
Dank der Aktivierung einiger Schlüssel-
personen durch PBI und andere Men-
schenrechtsorganisationen, die sich
Sorgen um die Sicherheit von Jorge Ló-
pez und die Rechtmässigkeit des Verfah-
rens machten, waren verschiedene na-
tionale und internationale BeobachterIn-
nen bei der Anhörung anwesend. So
auch das Team von PBI-Guatemala.

Der Richter sprach Jorge López der
unmittelbaren Beteiligung an der Tat frei,
hielt jedoch die Anschuldigung der Mit-
wissenschaft aufrecht und verordnete
sechs Monate Hausarrest. Währenddes-
sen laufen die Untersuchungen weiter,
um nach Ablauf der Frist entscheiden
zu können, ob der Fall weiter verfolgt
oder definitiv geschlossen werden soll.
Die Situation beunruhigt PBI insofern,
als dass sie Jorge López’ wichtige Ar-
beit für die LGBT-Gemeinschaft beträcht-
lich erschwert.

Hergang der Ereignisse
Am 4. Juli 2008 hat eine Gruppe von

Sexarbeiterinnen eine Beschwerde bei
der Staatsanwaltschaft gegen Laila ein-
gereicht. Dies aufgrund mehrerer ge-
walttätiger Angriffe ihrerseits gegenüber
Arbeitskolleginnen in der Nacht vom 3.
auf den 4. Juli. Am selben Tag begleitete
Jorge López die gleiche Gruppe zur Poli-
zeistation 11-14 (der Generaldirektion der
Polizei), um die Beschwerde auch dort
einzubringen und um die Polizei auf die
zunehmende Gewalt gegen Sexarbeite-
rinnen aufmerksam zu machen. Am glei-
chen Abend wurde Jorge López davon
unterrichtet, dass eine andere Personen-
gruppe nach Laila suchte, um ihr etwas
anzutun. Jorge López informierte die
Polizei, bat sie um Schutzmassnahmen
und suchte Laila auf der Strasse auf, um
sie vor dem Übergriff zu warnen. Nur
wenige Minuten nach Jorge López Weg-

gang wurde Laila von Unbekannten an-
gegriffen, erlitt aber glücklicherweise
keine tödlichen Verletzungen.

Am 9. September 2008 reichte Jor-
ge López bei der Polizeistation 11-14 eine
Beschwerde wegen der Verletzung der
Rechte einer Gruppe von Sexarbeiterin-
nen ein, die OASIS berichtet hatten, sie
seien Opfer illegaler Verhaftungen, Fo-
toaufnahmen sowie von Bedrohungen,
Einschüchterungen und erniedrigenden
Behandlungen geworden. In der Abtei-
lung für Verbrechen bei der Staatsan-
waltschaft bestätigte Jorge López am 3.
Oktober seine Beschwerde gegen Mit-
glieder der Nationalen Zivilpolizei
(PNC) und des Innenministeriums we-
gen der Verfolgung und Einschüchte-
rung von Sexarbeiterinnen. Dieselbe
Abteilung reichte daraufhin Klage ge-
gen ihn ein, worauf am 4. November 2008
oben erwähnter Haftbefehl gegen ihn
erlassen wurde.

Hintergrund und Kontext
Während ihres Besuches in Guate-

mala im Februar 2008 sagte Hina Jilani,
damalige Sonderbeauftragte des Gene-
ralsekretärs der Vereinten Nationen für
Menschenrechtsverteidiger: „Guatema-
la ist ein Land, welches vor beachtlichen
Herausforderungen steht. Es ist eines
der Länder mit dem höchsten Grad an
Ungleichheit bei der Einkommensvertei-
lung. Gewalt und organisiertes Verbre-
chen sind drückende Probleme, es
herrscht fast vollkommene Straflosigkeit
und der Einfluss der parallelen Kräfte
verhindert Entwicklung und Verände-
rung. Dies alles hat zu einer dramati-
schen Reduktion des Handlungsspiel-
raumes geführt, in dem Menschenrecht-

ler agieren können.“
Die Gewalt, der Menschenrechts-

verteidigerInnen ausgesetzt sind, hat
viele Facetten: Mord, Bedrohungen und
Einschüchterungen, sowie subtilere For-
men wie zum Beispiel Überwachungen,
Einbrüche in Büros und Häuser, oder die
Kriminalisierung der Arbeit der Men-
schenrechtsverteidigerInnen, sind kei-
ne Seltenheit. In diesen Fällen herrscht
absolute Straflosigkeit. Sie beeinträch-
tigt alle öffentlichen Institutionen und
die gesamte Gesellschaft. Laut Aussage
der Menschenrechtsstiftung „Myrna
Mack“ ist der Justizsektor in Guatemala
eine Quelle für die Straflosigkeit wie zum
Beispiel die Defizite und Schwächen bei
den polizeilichen Ermittlungen, bei der
strafrechtlichen Verfolgung und bei der
Verurteilung aufzeigen.

In diesem Kontext der Straflosig-
keit sticht die Gewalt und Diskriminie-
rung gegenüber den sexuellen Minder-
heiten hervor. Personen werden auf-
grund ihrer sexuellen Identität anders
behandelt als ihre Mitmenschen und
sind mit täglichen Situationen konfron-
tiert, die ihre Menschenwürde verletzen,
sowie ihre körperliche Unversehrtheit
und ihr Leben beeinträchtigen.

Da die Mehrheit der Übergriffe auf
Personen aufgrund ihrer sexuellen Iden-
tität mit Fällen der alltäglichen Gewalt
vermischt wird, erweist sich die Erfas-
sung und Dokumentation der Fälle als
schwierig. Es kann jedoch festgestellt
werden, dass Mord die häufigste Form
der Aggression darstellt. Oftmals lassen
die Verstümmelungen am Körper des
Opfers auf extremen Hass schliessen.

(Quelle: PBI Guatemala)

Hausarrest für den Geschäftsführer von Oasis

Guatemala, 24. Jan. Santiago Pérez
(24) und María Ordóñez (21) aus dem
Weiler Chucup, das zu San Idelfonso
Ixtaguacán im Departement Huehueten-
ango gehört, wurden am Abend des 22.
Januar auf dem Weg nach Hause ersto-
chen und erschossen. Beide Angehöri-
gen des Maya-Mam-Volkes waren en-
gagierte AktivistInnen in verschiedenen
lokalen Jugend- und Maya-Gruppen und
in diesen Tagen für die Organisation
Bewegung von Maya-Jugendlichen
(MOJOMAYAS) verantwortlich be-
schäftigt mit der Vorbereitung des Be-
richtes mit dem Titel "Verletzung des
Landrechtes der Indigenen Völker: Si-
tuation der Minenabbauaktivitäten in
San Idelfonso". Dieser sollte in Kürze
veröffentlicht werden.

MOJOMAYAS versteht das Atten-
tat auf ihre MitstreiterInnen als syste-
matische Einschüchterung und Angriff
gegen die VerteidigerInnen der Rechte
der indigenen Völker und der Men-
schenrechte allgemein. Rückenstärkung
bekam die Organisation unter anderem
von der Nationalen Witwenorganisati-
on CONAVIGUA, die einmal mehr daran
erinnerte, dass die Straflosigkeit und die
parallelen Mächte die Strukturen sind,
die die Anwendung der Justiz verhin-
dern und das Leben der AktivistInnen,
die sich für die Menschenrechte einset-
zen, in Gefahr bringen.

Eine Anzeige wegen des Mordes
liegt der Polizei und Staatsanwaltschaft
vor, Entwicklungen der Ermittlungen
sind nicht bekannt.

Mam-JugendaktivistInnen ermordet
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Guatemala, 30. Jan. Die offizielle
Kurznachricht lautete wie folgt: "Rolan-
do García González, 56 Jahre und Adrián
Aníbal Magallón Kilcán, 42 Jahre, An-
gestellte des Nationalen Schutzgebiet-
rates (CONAP) wurden am letzten Don-
nerstag mit Gewalt vom Kontrollposten
Guayacán im Nationalpark Laguna del
Tigre, Petén, entführt. Claudia Santizo,
geschäftsführende Sekretärin der Insti-
tution fügte hinzu: "Es handelt sich um
eine schwer bewaffnete Gruppe, die über
eine ausgefeilte Logistik verfügt, sowie
über neueste Fahrzeuge und Feuerwaf-
fen." Zudem sagte sie, "diejenigen, die
die zwei Arbeiter festgehalten haben,
forderten, dass man ihnen Grundstücke
innerhalb des Parks geben sollte sowie
Landtitel, und dass sie mit einbezogen
würden in die Strategieplanung dieses
Reservates. Nach einigen gescheiterten
Verhandlungsversuchen vollzogen Spe-
zialkräfte der Nationalen Zivilpolizei und
Soldaten eine Rettungsoperation. Dabei
wurden zwei Personen der bewaffneten
Gruppe getötet und 46 Personen wur-
den festgenommen."

Am Tag dieser Aktion gab gleich
das Apostolische Vikariat von Petén
(VAP) ein Kommuniqué heraus, um sei-
ne Sicht der Dinge klarzustellen und das
Vorgehen der verantwortlichen Autori-
täten scharf zu kritisieren. Demnach hät-
ten die BäuerInnen zu einer Gruppe ge-
höret, die vor einiger Zeit ein Stück Land
in dem Gebiet besetzt hatten und dort
die Gemeinde El Vergelito gegründet
haben. Laut Kommuniqué hätten sie tat-
sächlich die zwei CONAP-Arbeiter zeit-
weilig festgenommen - Aktion, die das
Vikariat nicht unterstützt - aber in erster
Linie aus Protest gegen die kurz vorher
durchgeführte gewalttätige Landräu-
mung der Gemeinde, bei der 126 Famili-
en von dort vertrieben wurden. Dane-
ben fordern sie durchaus die Regelung
der Landsituation und wollten durch die
Festnahme die Autoritäten zum Dialog
zwingen, den sie bereits im letzten Jahr,
auch mit Unterstützung des Menschen-
rechtsprokurats (PDH) und die Sozial-
pastorale, eingefordert hatten, doch zum
zweiten Treffen sei niemand mehr von
den Institutionen gekommen.

Derweil beschreiben die offiziellen
Quellen, es habe Hausdurchsuchungen
auch in den nahen Gemeinden gegeben,
jedoch parallel zur Rettungsaktion. So
dementierte auch der Gouverneur von
Petén, Rudel Álvarez, die Räumung und
deklarierte die Entführer als Gruppe von

bewaffneten Männern, die bereits seit
zwei Monaten im Auftrag von jemandem,
der dort eine Finca einrichten wollte, ein
Gebiet von 4´500 Hektar abholzen soll-
ten. Und die Durchsuchungen - durch
500 PolizistInnen und 200 SoldatInnen -
sei zur Lokalisierung der Geiseln nötig
gewesen. Ganz sauber abgesprochen
wurden die offiziellen Versionen offen-
sichtlich nicht. Laut Gouverneur sind 40
Männer verhaftet worden, laut Polizei 46
Personen, darunter auch einige Frauen.
Verwundern lassen auch weitere Ergeb-
nisse der Aktion. Eine der beiden Gei-
seln hatte berichtet, dass etwa 100 Män-
ner ins Camp kamen, um sie mitzuneh-
men und von den oben genannten
schwerstbewaffneten "Entführern" wur-
den ganze vier Waffen konfisziert. Die
beiden Getöteten Bauern hatten laut
Polizeiangaben wohl in die Luft geschos-
sen und ihre Waffen auf die Sicherheits-
kräfte gerichtet, weswegen dann wieder-
um - tödlich - auf sie geschossen wurde.

Für das Vikariat, das einzelne Grup-
pen, die Teile des Naturschutzparkes
besetzen, begleitet auf der Suche und
der Regelung eines Lebensraums aus-
serhalb des Reservats, zeigt sich an der
repressiven Taktik die institutionelle
Unfähigkeit der zuständigen Autoritä-
ten. Die BäuerInnen seien auf jeden Fall
weiterhin gesprächsbereit und hätten
bereits einen Vorschlag, den sie den ver-
antwortlichen nationalen Instanzen mit-
tels der entsprechenden Kongresskom-
mission zukommen lassen wollen.

Die Kirche wies in ihrer Pressemit-
teilung darauf hin, dass man die Bevöl-
kerung, die sich in den Schutzgebieten
niedergelassen hat, nicht mit den Dro-
genhändlern, Terroristen, Geiselnehmern
und Eindringlingen gleichsetzen kann
und diese Generalisierung einem undif-
ferenzierten Angriff gegen die Bevölke-
rung gleichkäme.

Die Laguna del Tigre gehört zu dem
Reservat der Biosphäre Maya im Petén
und umfasst knapp 290´000 Hektar. 1990
wurde diesem Gebiet der Status des Na-
tionalparks verliehen. Hier befinden sich
die Erdölfelder Xan, zu denen eine Str-
asse gebaut worden war, die jetzt von
Bevölkerungsgruppen genutzt wird, um
sich in dem Reservat niederzulassen.
Gleichzeitig führt diese Region zur grü-
nen Grenze nach Mexiko, so dass hier
Schleuser mit MigrantInnen in LKWs
durchfahren. Sie verfügt aber auch über
geheime Pisten, wo bereits einige Klein-
flugzeuge von Drogenkartellen gefun-

den wurden. Ausserdem wird von ille-
galen Registrierungen von Fincas be-
richtet, die der Viehwirtschaft dienen.
Sowohl Finqueros als auch mutmassli-
che Drogenhändler bringen angeblich
Bauern in LKW hier her, damit diese den
Wald abholzen und abbrennen, um an-
schliessend den Boden anderweitig zu
nutzen.

Entsprechend ist auch die BäuerIn-
nenkoordination CNOC besorgt anläs-
slich der Überlegungen seitens der Mi-
nisterien für Inneres und Verteidigung,
unter dem Prinzip der Nationalen Sicher-
heit zwei Militär-Kontingente an "Grün-
helmen" dem CONAP zur Seite zu stel-
len, um die unter Schutz gestellten Ge-
biete und Grenzregionen (Petén) vor-
nehmlich in den Departements Petén,
Izabal und Alta Verapaz zu kontrollieren.
Die BäuerInnen befürchten derweil eine
verschärfte Repression gegen sie selber,
begleitet von der nicht vorhanden Dia-
logbereitschaft der Regierung, womit
eine realistische Lösung der Landfrage
und eine legale und menschenwürdige
Ansiedlung der landlosen Bevölkerung
verunmöglicht wird.

Eine weitere Nachricht kurz zuvor
zeugte einmal mehr von der Richtung,
die die Regierung offenbar einzuschla-
gen gedenkt, wenn es um sozialen Pro-
test geht. So organisierten Umwelt- und
Kirchenorganisationen eine gemeinsa-
me Pressekonferenz, um ihrer klaren
Ablehnung gegenüber der Festnahme
des Pfarrers der Lutherischen Kirche,
José Pilar Álvarez in Zacapa eine Wo-
che zuvor Ausdruck zu verleihen. Die-
ser unterstützt verschiedene BäuerIn-
nenorganisationen, die den Berg Las
Granadillas, Zacapa, verteidigen, der die
Wasserversorgungsquelle für die Stadt
und 22 Gemeinden in der Gegend ist, je-
doch von anrainenden Finqueros mehr
und mehr gerodet wird, während die lo-
kalen Autoritäten tatenlos zusehen. Vor
drei Monaten hatte eine Gruppe Anwoh-
nerInnen gemeinsam mit Pilar Álvarez
eine Strassenstrecke blockiert und die
Durchfahrt für die Holztransporter be-
hindert. Pilar Álvarez war verhaftet wor-
den unter den Anschuldigungen der
Nötigung und der Anstiftung für krimi-
nelles Verhalten. Diese Punkte wurden
zwar fallen gelassen, dennoch wurde der
Pfarrer unter Hausarrest gestellt, wäh-
rend die Staatsanwaltschaft gegen ihn
ermittelt, angeklagt der "Störung von
Privatbesitz" - ein Delikt, dass im Straf-
gesetzbuch überhaupt nicht existiert.

Kriminalisierung von AktivistInnen für  Land und Umwelt
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Guatemala, 06. Feb. Der ehemalige
Militär und Ex-Innenminister Ángel Aní-
bal Guevara, gegen den der Spanische
Gerichtshof bereits 2007 einen Haftbe-
fehl zwecks Auslieferung ausgestellt hat,
beantragte dieser Tage die Zahlung von
Entschädigung wegen des Gerichtspro-
zesses gegen ihn.

Guevara hatte sich 2006 gestellt
und ging ins Gefängnis, als die Anklage
gegen ihn und weitere vier Militärs und
zwei Zivilisten wegen Völkermordes,
Folter, Verschwindenlassens und aus-
sergerichtlicher Hinrichtungen während
des internen bewaffneten Konfliktes er-
hoben wurde. Ende 2007 wurde diese
Klage aufgehoben mit der Begründung,
Spanien habe keine Befugnis der Ge-
richtsbarkeit im Land. (¡Fijáte! 402)

Nun argumentiert Guevara, auf-
grund des Auslieferungsprozesses sei-
en "seine verfassungsmässigen Rechte
verletzt worden"; er sei rechtswidrig ver-
haftet und festgehalten worden. Dafür
beantragt er die Erstattung von 162´140
Quetzales (ca. US-$ 20´500) als Zahlung
der Prozesskosten.

Benito Morales, Anwalt der Rigo-
berta Menchú-Stiftung, die den Fall we-
gen Völkermordes beim Spanischen Ge-
richtshof vorgetragen hat, bezeichnete
das Ansuchen Guevaras als "unerhört":
"Das herrschende System der Straflo-
sigkeit ermöglicht es, dass solche Ver-
brecher sich als Opfer ausgeben kön-

nen." Er hofft, dass es dem Staat gelin-
ge, eine würdige Haltung in Bezug auf
solche Petitionen einhalten zu können.
Noch ist nichts über einen Gerichtsbe-
scheid bekannt geworden.

Eine weitere Entscheidung seitens
des Justizsystems steht aus. Zeitlich
parallel zu Guevaras Gesuch kündigten
Familienangehörige von Opfern des
Konflikts an, die Staatsanwaltschaft
dazu aufzufordern, die Ermittlungen und
wahrscheinlich folgenden Exhumierun-
gen von zwei Massengräbern auf dem
hauptstädtischen Friedhof "La Verbe-
na" in der Zone 7 zu veranlassen, in de-
nen der Fund der sterblichen Überreste
von rund 6´000 während dieser Zeit ver-
schwundenen und als "N.N." begrabe-
ne Personen angenommen wird. Dass es
solche Vergrabungen während des Kon-
fliktes gegeben habe, belegen Untersu-
chungen der Stiftung für Forensische
Anthropologie Guatemalas (FAFG).
Mario Polanco von der Gruppe gegen-
seitiger Hilfe (GAM) signalisierte, dass
die GAM dabei sei, sich um die erwähn-
te Autorisierung zu kümmern. Im An-
schluss würden die nötigen finanziellen
Mittel beantragt und die Exhumierungen
vorbereitet, die dann vom Personal der
FAFG durchgeführt würden. Aura Elena
Farfán, Aktivistin der Familienangehö-
rige von Verschwundenen in Guatema-
la (FAMDEGUA), erinnert daran, dass
tausende von Opfern gefoltert und mas-

sakriert wurden und die Entstellungen,
die sie deswegen im Gesicht hatten, die
Identifizierung unmöglich machten. "Es
ist eine neue Hoffnung für uns Angehö-
rige, dass sie dort in den Gräbern sein
können, um ihnen ein würdiges Begräb-
nis geben zu können."

Und in einem weiteren Kontext kei-
men Hoffnungen. So hat das Nationale
Entschädigungsprogramm (PNR), dass
dem Friedenssekretariat (SEPAZ) un-
terstellt ist, Ende Januar rund 3´500 neue
Akten von Opfern des internen bewaff-
neten Konflikt bei der Staatsanwalt-
schaft eingereicht. Diese summieren sich
zu den 1´460 im vergangenen Jahr be-
reits übergebenen Dossiers. Doch sei-
en, so César Dávila, Leiter des PNR, bis-
lang keine Untersuchungsfortschritte in
diesen Fällen zu erkennen. Nichtsdesto-
trotz sei es die Aufgabe seiner Instituti-
on, die Verfolgung der Verbrechen, die
die ZeugInnen in den Interviews beim
PNR beschreiben, einzufordern. Die
Aussagen berichten unter anderem von
Verschwindenlassen, Vertreibung, aus-
sergerichtlicher Hinrichtung, Folter und
sexueller Gewalt.

Die jetzt neu eingereichten Akten
betreffen mehr als 5´000 Opfer aus 19
Departements. Insgesamt habe das Pro-
gramm etwa 38´000 Dossiers, die in den
einzelnen Lokalbüros registriert sind und
die alle aufbereitet und letztlich der Ju-
stiz übergeben werden sollen.

Ausstehende Entscheidungen

UNO-Rüge ans Justizsystem
Guatemala, 31. Jan. Fünf Tage lang

war der Sonderbeauftragte für die Un-
abhängigkeit der RichterInnen und
AnwältInnen der UNO-Menschen-
rechtskommission, Leandro Despouy, in
Guatemala, um letztendlich zu konstatie-
ren, was schon lange nicht mehr zu ver-
bergen und allgemein bekannt ist: "In
Guatemala herrscht ein Klima der gene-
ralisierten Straflosigkeit, die das Produkt
von strukturellen Faktoren ist", so der
argentinische Jurist in der abschliessen-
den Pressekonferenz seiner Visite. Sei-
nen Bericht wird er Ende des Jahres der
UNO-Generalversammlung vorlegen,
doch die besorgniserregendsten Aspek-
te, die er während der zahlreichen Ge-
spräche mit diversen staatlichen Funk-
tionärInnen, zivilgesellschaftlichen Ver-
treterInnen und den UNO-Instanzen auf-
genommen hat, brachte er bereits vor.
Demgemäss gebe es keinerlei staatlichen
Politikansatz weder in Sachen Verbre-
chensprävention, Bestrafung und Kri-
minologie, die in anderen Ländern mit-
tels eines Justizministeriums der Exeku-
tive unterstehen. Zudem gebe es eine
Funktionskonzentration an der Spitze
des Obersten Gerichtshofes (CSJ), die
neben anderen Faktoren zu der aktuel-

len Krise geführt haben. Zu diesen zählt
die Tatsache, dass es das CSJ seit Mo-
naten nicht schafft, eineN neueN Präsi-
denten/ Präsidentin aus den eigenen
Reihen zu küren. Ausserdem sei der Ge-
richtshof zuständig für unzählige Ver-
waltungsfunktionen, die ihm seine spe-
zifische Aufgabe, Gerechtigkeit walten
zu lassen, erschwerten. Alle zuständigen
Instanzen, von der Staatsanwaltschaft
bis zur Polizei, seien personell wie mate-
riell völlig unzureichend ausgestattet,
um eine effiziente Verbrechensermittlung
zu bewerkstelligen. Die Tatsache, dass
die RichterInnen einer befristeten Amts-
zeit von fünf Jahren unterworfen sind,
schwäche die Macht der Justiz, ihre
Unabhängigkeit und berufliche Entwick-
lung. Entsprechende legislative Refor-
men könnten dem abhelfen, indem eine
geordnete berufliche Rechtslaufbahn
eingerichtet würde. Mit Sorge beobach-
tet Despouy, dass der Kongress Geset-
ze, die für die Stärkung des Rechtswe-
sens unabdingbar sind, nicht verab-
schiedet - darunter das ausstehende
Munitions- und Waffengesetz. Auch in
Bezug auf seine plurikulturelle, multieth-
nische und vielsprachige Natur habe das
Land noch einige Hausaufgaben zu er-

ledigen. So bestünden noch schwer-
wiegende Hindernisse im Zugang zur
Justiz besonders für die armen Sektoren
der Bevölkerung sowie für die indige-
nen Völker, ohne dass die Regierung die
nötigen Massnahmen dagegen unter-
nommen hätte. Kinder, Jugendliche und
Frauen sind am stärksten betroffenen:
von den 591 im Jahr 2008 ermordeten
Kindern wurden 80% Opfer von Schuss-
waffen. Auch der Femizid sei angestie-
gen: 722 Frauen kamen letztes Jahr durch
Gewalt ums Leben. Angesichts der be-
unruhigenden Tatsache, dass von 100
Morden gerade einmal zwei vor Gericht
gebracht werden und von 100 Verbre-
chen vier, mache ein verstärktes Han-
deln des Staates gegenüber der Justiz,
der Straflosigkeit und den Wiedergut-
machungsleistungen an die Opfer not-
wendig. Nicht zu unterschätzen sei die
Bedrohung, dass der Drogenhandel und
das organisierte Verbrechen das System
vollständig durchdringen und irreversi-
ble Fakten schaffen könnten.

Es war der dritte Besuch eines Ju-
stiz-Sondergesandten der UNO, 1999
und 2001 kam Despouys Vorgänger Pa-
ram Cumaraswamy, doch dessen Emp-
fehlungen sind nicht umgesetzt worden.
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Guatemala, 07. Feb. Am 30. Januar
ordnete ein Richter die Festnahme des
ehemaligen Staatsanwalts Álvaro Ma-
tus an. Dies hatte die Staatsanwaltschaft
auf Geheiss der Internationalen Kom-
mission gegen Straflosigkeit in Guate-
mala (CICIG) beantragt. Die von Staats-
anwaltschaft und CICIG vorgebrachten
Anschuldigungen gegen Matus lauten
auf Ermittlungsbehinderung im Mord am
Spezialagenten Víctor Rivera. Dieser war
zuständig für Sondereinsätze, vornehm-
lich die Aufklärung von Geiselnahmen
und Entführungen. Er war im April 2008
nachts im Auto auf der Strasse erschos-
sen worden, zwei Tage, nachdem er von
Präsident Álvaro Colom entlassen wor-
den war. (¡Fijáte! 408)

Álvaro Matus war leitender Staats-
anwalt des Morddezernats während der
Amtszeit von Generalstaatsanwalt Juan
Luis Florido unter Ex-Präsident Óscar
Berger. Florido kündigte aufgrund des
ansteigenden Drucks Mitte 2008, nach-
dem die CICIG eine Liste vorlegte mit
den Namen all jener, die besser aus der
Staatsanwaltschaft entfernt werden soll-
ten. Álvaro Matus, der an der Spitze die-
ser Liste stand, kündigte wenige Tage
daraufhin selbst, gemeinsam mit dem da-
maligen Staatsanwalt gegen das organi-
sierte Verbrechen, Jorge Donado, der
heute als sein Anwalt auftritt. Ein ande-
rer seiner Rechtsvertreter ist Milton Mi-
randa, Verteidiger des Ex-Innenministers
und pensionierten Militärs Byron Barri-
entos, der nach vier Jahren Haft im Juni
2008 freigelassen wurde. Angeklagt war
dieser 2001 der Hinterziehung von 2,8
Mio. Quetzales - von insgesamt 47 Mio.
- die während seiner Amtszeit aus dem
Innenministerium verschwanden.

Die CICIG detaillierte die Anklage-
punkte gegen Matus, dem damals für die
Untersuchungen von Riveras Mord zu-
ständigen Staatsanwalt, nun auf Kon-
spiration, Behinderung der Justiz, Au-
toritätsmissbrauch und unterlassene
Pflichterfüllung. Zunächst hielt sich der
Angeklagte nach Erlass des Haftbefehls
versteckt und wurde auch bei Haus-
durchsuchungen nicht lokalisiert, bis er
sich am 3. Februar selbst stellte.

Der Presse gegenüber bezeichnete
er die Anklagepunkte gegen ihn als ab-
surd und ohne rechtliche Grundlage. Für
ihn sei das ganze eine reine Show, damit
die CICIG ihre Arbeit fortsetzen könnte.
Seiner Meinung nach, sei genau das das
organisierte Verbrechen, und zwar auf
internationaler Ebene. Bezüglich seines
sich Versteckthaltens erläuterte er, dass
er nicht vor der Justiz fliehe, aber sich
um sein Leben sorge, denn wenn er ins
Gefängnis käme, würde er nicht einen
Tag überleben. Man sollte Verständnis

für ihn als Person haben, schliesslich
habe er als Staatsanwalt eine Reihe von
Drohungen erhalten. Und es müssten
sich der Generalstaatsanwalt, die für sei-
nen Fall zuständige Staatsanwältin Ta-
tiana Morales und die CICIG dafür ver-
antworten, wenn seiner Familie und sei-
nen Kindern etwas passieren würde, er
sei ja schliesslich kein Verbrecher. Hätte
man ihn vorgeladen, sei er auch vor Ge-
richt erschienen, sagte Matus.

Obwohl die CICIG eine Reihe von
Beweisen und Ungereimtheiten im Er-
mittlungsprozess des Mordes an Rivera
vorgelegt hat, die Matus eindeutig kom-
promittieren, wurde der Antrag auf Ver-
haftung von der ersten Gerichtsinstanz
aufgrund nicht ausreichender Beweis-
lage abgelehnt. Eine nächste Instanz
nahm den Antrag an, liess die wichtige-
ren Anklagepunkte Konspiration und Ju-
stizbehinderung fallen, ebenfalls "auf-
grund fehlender Beweise". Angeklagt
wegen Autoritätsmissbrauchs und un-
terlassener Pflichterfüllung wurde Ma-
tus nach seiner Aussage vor Gericht in-
des auf freien Fuss gelassen. Er musste
eine Kaution von 15´000 Quetzales zah-
len, darf das Land nicht verlassen und
in den ersten fünf Tagen jeden Monats
im Gericht erscheinen, um zu firmieren.

Eine der ersten Reaktionen von CI-
CIG-Leiter Carlos Castresana war sein
Kommentar, es sei absurd, dass 98%
Straflosigkeit eine einzige Person habe
verursachen können, es sei eine ganze
Struktur gewesen: "Der Richter sagt: ́ Es
gibt keine Konspiration, denn Sie haben
nur Beweise gegen einen.´ Das stimmt,
aber er hat mit einer Gruppe von Leuten
gehandelt, es hat eine Verschwörung
gegeben. Heute bringe ich ihnen Ma-
tus, morgen werde ich andere bringen.
Es ist lächerlich und peinlich für Guate-
mala, dass sie ihn für eine Kaution von
15´000 Quetzales haben laufen lassen."

Auch die Rechtsberaterin der CI-
CIG, Yolanda Pérez, bezeichnete das Vor-
gehen der Staatsanwaltschaft und des
Gerichts als "Messerstich in den Rük-
ken". Der Unmut geht auf die Zusam-
menarbeit zwischen CICIG und Staats-
anwaltschaft im Vorfeld zurück. So wur-
de die CICIG nicht davon in Kenntnis
gesetzt, dass beim zweiten und erfolg-
reichen Versuch, den Anklageantrag ein-
zureichen, die wesentlichen Punkte ge-
strichen wurden. Und es war der zustän-
dige Staatsanwalt José Guillermo Ace-
vedo, der vor Gericht die Bewährung für
Matus erbat. Ausserdem berichtete
Pérez, man habe die CICIG hintergangen,
die vom selben Richter kurz zuvor als
Nebenklägerin zugelassen worden war.
Doch entgegen des üblichen Prozedere
habe die CICIG während der Anhörung

von Matus nicht intervenieren können:
Man habe ihr Bescheid gegeben, diese
würde um 14 Uhr stattfinden, doch tat-
sächlich sei sie für 12:30 angesetzt ge-
wesen. "In Guatemala verschwören sich
die RechtshüterInnen mit oder ohne In-
tention, deswegen sind wir so in der
Straflosigkeit versunken", so Pérez.

"Die Existenz einer Struktur, die die
Straflosigkeit und Korruption im Justiz-
system hält, ist weitreichend bekannt",
so Luis Solano in seinem Artikel für in-
forpress centroamericana, der diesem
Text zugrunde liegt. "Doch sie zu identi-
fizieren und vor Gericht zu bringen, ist
etwas noch nie Dagewesenes und eine
Riesenherausforderung. Innerhalb die-
ser Struktur ist Matus nur die Spitze des
Eisbergs." So weiss auch Castresana:
"Die Kette der Straflosigkeit besteht aus
PolizistInnen, UnternehmerInnen, Poli-
tikerInnen, AnwältInnen, JournalistIn-
nen, StaatsanwältInnen und RichterIn-
nen."

Castresana und die CICIG, für die
diese Zusammenhänge nicht neu sind,
fordern nun Erklärungen vom General-
staatsanwalt José Amílcar Velásquez
Zárate, der bislang zusammen mit seiner
Institution auf eine breite Unterstützung
durch Castresana zählen konnten.

Derweil stellt Castresana auch dem
Obersten Gerichtshof (CSJ) Forderun-
gen: Die vor einiger Zeit vorgeschlage-
ne Einrichtung von Gerichten, die sich
speziell Schwerstverbrechen annehmen.
Wenn es der Gerichtshof nicht handelt,
wird die CICIG einen entsprechenden
Antrag an den Kongress stellen, damit
dieser die Initiative billigt.

Angesichts der so klaren Offenle-
gung der verkrusteten Strukturen dank
des paradigmatischen Falls von Matus,
fordern einige Menschenrechtsorgani-
sationen die Gesellschaft auf, eine Na-
tionale Front gegen die Straflosigkeit zu
gründen und von dieser Seite gegen die
parallelen Kräfte im Justizsystem zu
kämpfen.

Es bleibt abzuwarten, wen die CI-
CIG noch identifiziert, doch weder der
Staatsanwaltschaft noch den Gerichten
wird es gelingen, ein weiteres Mal so
offensichtlich dem Druck von Innen
nachzugeben.

Angesichts dieser praktizierten
Darbietung des traditionellen modus
operandi innerhalb des Justizsystems
wird indes einmal mehr deutlich, wieso
anfangs - selbst im ¡Fijáte! - gross von
Verbrechen oder Skandalen die Rede ist,
und bald schon nichts mehr davon zu
hören und lesen ist - von der Berichter-
stattung über Verhaftungen und Verur-
teilungen der dicken Fische ganz zu
schweigen.

Straflosigkeit par  excellence - CICIG gegen Staatsanwaltschaft?


